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Die erste Seite

DAS
GEFÜHL DER HILFLOSIGKEIT bei den Stimmbürgern, die

über komplizierte Sachfragen entscheiden sollen, sowie die
wachsenden Anzeichen der Entfremdung gegenüber den demokratischen

Institutionen vor allem bei der städtischen Jugend kennzeichnen ein
allgemeines Unbehagen, das nicht nur ein «helvetisches Malaise» bildet. Um so

dringlicher ist es daher, die Konstanten des politischen Geschehens transparenter

zu machen. Einen Ansatzpunkt hiezu liefert die Unterscheidung
von politischen Ideen und ökonomischen Interessen.

Politische Ideen lassen sich primär als Werte auffassen, die für die
Gestaltung der Gesellschaft Orientierungsmassstäbe darstellen. So ist die
Entwicklung des modernen Staates unmittelbar auf den Siegeszug der liberalen
Ideen zurückzuführen. Später kamen Konservativismus und Sozialismus
als konkurrierende Wertsysteme hinzu. Die ihnen entsprechenden Parteien
liefern den Wählern Programme, wobei aus dem jeweiligen Wertsystem Ziele
für die praktische Politik abgeleitet werden. Nach dem Selbstverständnis
der Parteien handelt es sich dabei um alternative Auffassungen vom
Gemeinwohl oder Gesamtinteresse.

In den ökonomischen Interessen, die gewöhnlich in Verbänden organisiert
sind, verkörpern sich demgegenüber primär konkrete Ziele partieller Natur.
Wie alle Teile dem Ganzen zugeordnet sind, bilden auch alle Partial-
interessen legitime Teile des Gesamtinteresses. Aber das Gesamtinteresse
stellt mehr dar als nur die Summe der Teile. Wo ein kurzfristiges Partial-
interesse überbordet, leidet das langfristige Gesamtinteresse. Charakteristisch
dafür ist die zunehmende Verwischung der Abgrenzung zwischen Ideen und
Interessen.

Worauf es in unserer pluralistischen, das heisst werte- und
interessendifferenzierten Gesellschaft ankommt, ist daher vor allem das immer neue
Bemühen zur Überwindung kurzfristigen, nur allzu oft interessengebundenen

Denkens und die stete Besinnung auf die politischen Ideen als
Orientierungsmassstäbe. Nur ideenkräftige Parteien vermögen nämlich ökonomische

Partialinteressen zu integrieren. Je ideenschwächer die Parteien sind,

um so mächtiger werden die Partialinteressen. In diesem Zusammenhang
können die überall einsetzenden Grundsatzdiskussionen und die damit
einhergehende Überprüfung der überkommenen politischen Werte auf ihre
tragfähige und bleibende Substanz durchaus als Chance betrachtet werden.

Egon Tuchtfeldt
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